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9 185 12552.) Geſetz über ale des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes, des Volksſchullehrer⸗ 
Ruhegehaltsgeſetzes, des Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetzes und A 3 
Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes. Vom 10. Juli 1928, 


D. want hat folgendes Gefeh beſchloſſen: 


Artikel 1. 

Das Voltsſchullehrer Dienſteinkommensgeſetz e 17. Dezember 1920 (Sefebfammt, S. 623) 
in der 11 0 der Geſetze vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) und 8. Februar 1923 
( Geſehſamml. S 18) wird wie folgt geändert: 8 


Im 8§ 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze erhöht: 
bei Gruppe 1 auf: 636 000 — 663 000 — 690000 — 717 000 — 744 000 — 
770 000 — 796 000 — 822 000 — 848 000 Mark monatlich; 
bei Gruppe 2 auf: 730 000 — 765 000 — 800 000 — 835 000 - — 870 000 — 
905 000 — 939 000 — 973 000 Mark monatlich; 
bei Gruppe 3 auf: 838 000 — 878 000 — 918 000 — 958 000 — 998 000 — 
1038 000 — 1078 000 — 1118 000 Mark monatlich. 


9 2. 
Im $ 6 Abſ. 2 wird der Einzahlungsſatz für die Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit von 
80 000 Mark auf 800 000 Mark Bi Lehrer und von 72 000 Mark auf 720.000 Mark für 
Lehrerinnen erhöht. Der Abſ. 4 des § 6 erhält folgenden Wortlaut: 


(4) Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privat⸗ 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. Wenn in der Zeit vom 1. Juli bis zum 
31. Juli 1923 noch Einzahlungen nach den bis zum 30. Juni 1923 gültigen Sätzen 
geleiſtet ſind oder werden, kann Deibatfepuldienfigett noch nach den bisherigen Beſtimmungen 
angerechnet werden. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1255212556.) * 54 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Juli 1923. 
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9 3. 
Dem § 11 wird folgender Abſ. 5 hinzugefügt: 

(5) Bei Verſetzungen, die eine Verlegung des dienſtlichen Wohnſitzes zur Folge 
haben, wird der Ortszuſchlag vom Erſten des auf die Anderung des dienſtlichen Wohn— 
ſitzes folgenden Monats nach dem Ortsſatze des Verſetzungsorts gezahlt. Findet die 
Anderung des dienſtlichen Wohnſitzes am erſten Werktag eines Monats ſtatt, ſo tritt 
der Wechſel im Ortsſatze ſchon mit dieſem Monat ein. 


i 8 4. 
Im 8 46 Abſ. 2 find am Schluſſe folgende Sätze hinzuzufügen: 
Für eine Stelle, deren Beſetzung oder Verwaltung durch eine beſondere Lehrkraft 
wegen Rückganges der Schülerzahl mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde ohne 
förmliche Aufhebung der Stelle unterbleibt, kann vom Beginne des auf die Stellen— 
erledigung folgenden Rechnungsjahrs ab von der Einziehung des Beitrags an die 
Landesſchulkaſſe mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts ſo lange Abſtand genommen werden, 
bis ihre Wiederbeſetzung durch eine beſondere Lehrkraft erfolgt oder von der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde angeordnet wird. Solange dieſe Stelle hiernach unbeſetzt bleibt, unter- 
liegt fie nicht den Beſtimmungen des Anterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 
(Geſetzſamml. S. 63). l 
Im 8 47 Abſ. 1 und Abf. 3 werden „ſechs Milliarden“ durch „ſechzig Milliarden“ erſetzt. 
Im $ 47 Abſ. 3 und im § 49 Abſ. 1 werden „drei Milliarden“ durch „dreißig Milliarden“ 


erſetzt. 
ſetz 96. 


Im 8 57 werden die Worte „2 500 Mark für jede planmäßige Lehrerſtelle! durch die Worte 
„28 000 Mark für jede planmäßige Schulſtelle“ erſetzt. N 
Ferner wird dem § 57 folgender zweiter Abſatz hinzugefügt: 
Der im $ 17 Abſ. 1 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes genannte Betrag von 
500 Mark wird vom Rechnungsjahre 1923 ab durch 50 000 Mark und der im § 17 
Abſ. 3 genannte Betrag von 2000 Mark durch 200 000 Mark erſetzt. 


SLR 

Der § 58 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: : 

Die im § 46 Abſ. 3 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) haben auf die 
Zeit vom 1. Januar 1923 bis Ende Juni 1923 für jede dort genannte Schulſtelle 
einen Beitrag von jährlich 100 000 Mark und auf die Zeit vom 1. Juli 1923 bis Ende 
März 1925 einen Beitrag von jährlich 900 000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 
20 vom Hundert und die in Ziffer 4 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) für jede 
daſelbſt genannte Schulſtelle auf den erſtgedachten Zeitraum einen Beitrag von jährlich 
120 000 Mark und auf den letztbezeichneten Zeitraum einen Beitrag von jährlich 
1100 000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert an die Landesſchulkaſſe an 
Stelle der geſetzlichen Vorausleiſtung zu zahlen. 
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§ 8. 
Hinter dem § 58 iſt folgender § 55a einzufügen: 

Anderungen der durch das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz und feine Ab: 
änderungsgeſetze geregelten Dienſteinkommensbezüge und Kinderbeihilſen ſowie der auf 
Grund dieſer Dienſteinkommensbezüge feſtgeſetzten Ruhegehälter und Hinterbliebenen— 
bezüge können durch Geſetz erfolgen. Anderungen der im § 16 vorgeſehenen Stellen: 
zulagen, die ſich aus einer Verminderung der Bezüge aus der Dotation des vereinigten 
Schul⸗ und Kirchenamts — § 6 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes vom 26. Mai 1909 
(Geſetzſamml. S. 99) — ergeben, find jederzeit auf dem in dieſem Geſetze § 6 Ab. 3 
angegebenen Wege zuläſſig. 

89. f 
Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesſchulkaſſe für die Rechnungsjahre 1923 und 1924 
find die in dieſem Geſetz angeordneten Dienſteinkommenserhöhungen mitzuberückſichtigen. 


| Artikel I. 


Die am 30. Juni 1923 im Dienfte befindlichen endgültig oder einſtweilig angeftellten ſowie 
die auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem Volks— 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs⸗ und Vergütungsdienſtalter in die 
neuen Dienſtbezüge eingewieſen. 

r Artikel III. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 Geſetzſamml. S. 298) in der Faſſung des Geſetzes vom 
9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) wird wie folgt geändert: ; 


§ 1. pr 
Dem $ 1 Abſ. 4 wird folgender Satz hinzugefügt: 410 
Dies gilt auch für die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer, 
die wegen Dienſtunfähigkeit aus dem Dienſt entlaſſen werden. 


8.25 
Der $ 2 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Penſion beträgt bei vollendeter zehnjaͤhriger oder kürzerer Dienſtzeit 8/4 und 
ſteigt nach vollendetem zehnten Dienſtjahre mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre 
bis zum vollendeten fünfundzwanzigſten Dienſtjahr um ¼00 und von da ab um "oo des 
im $ 4 beſtimmten Dienſteinkommens. Über den Betrag von ¼4 dieſes Dienſt— 
einkommens hinaus findet eine Steigerung nicht ſtatt. 

In dem im § 1 Abſ. 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion 8/400, in dem Falle 
des § 1 Abf. 4 Satz 1 höchſtens "yo des vorbezeichneten Dienſteinkommens und in 
dem Falle des § 1 Abſ. 4 Satz 2 höchſtens den ſeiner ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit 
entſprechenden Betrag. 
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9.3. 
Der § 3 wird wie folgt geändert: 
Der Monatsbetrag des Ruhegehalts ſowie des Verſorgungszuſchlags iſt, jedes für 
ſich, auf durch zehn teilbare Markbeträge nach oben abzurunden. 


8 4. 
Der § 19 Abſ. 1 Ziffer 2 und § 19 Abſ. 2 und 3 erhalten folgenden Wortlaut: 

2. Wenn und ſolange ein Penſionär aus der Verwendung im Reichs-, Staats- oder in 
einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit, als der Betrag 
dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung der Penſion den Betrag des von 
dem Lehrer vor der Penſionierung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. 

a (2) Als Verwendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte 
im Sinne dieſer Vorſchrift gilt ohne Rückſicht auf die Art und Dauer der Beſchäftigung 
jede Tätigkeit, für die eine Vergütung gewährt wird, die ganz oder zum Teil unmittel- 
bar oder mittelbar aus öffentlichen Mitteln fließt. Auch die Beſchäftigung im Kirchen 
dienſt und bei der Reichsbank gilt als Verwendung im ſonſtigen öffentlichen Dienſte im 
Sinne dieſer Vorſchrift. 

(3) Bei Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens find die Dienft- 
aufwandsentſchädigungen, die jederzeit widerruflichen Zulagen für eine Tätigkeit bei 
beſtimmten Behörden und die Auslandszulagen nicht in Anſatz zu bringen. Dagegen 
ſind ſowohl dem früheren und dem neuen Dienſteinkommen als auch der Penſion die 
daneben nach dem Familienſtande zahlbaren Beihilfen und die zur Anpaſſung an die 
allgemeine und die örtliche Wirtſchaftslage zur Zeit der Verwendung gewährten Zu— 
ſchläge hinzuzurechnen. Nach Ortsklaſſen abgeſtufte Dienſteinkommensteile ſind in dem 
früheren Dienſteinkommen mit dem für den Ort der Verwendung maßgebenden Satze 
zu berückſichtigen. 

2969 8 5. 
Im $ 20 Abſ. 2 iſt am Schluſſe folgender Satz hinzuzufügen: 

§ 19 Abf. 3 gilt entſprechend. 

Im § 20 Abſ. 3 iſt zu ſetzen ſtatt „Reichs- oder Staatsdienſt“ „Reichs-, Staats, oder in 
einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte“. 
Ss 6. 
Im § 21 iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen. 
8 25 
Der $ 24 erhält folgende Faſſung: 
Die vorſtehend für Lehrer getroffenen Beſtimmungen finden auch auf Lehrerinnen 
Anwendung. 
Artikel IV. 
Das Volksſchullehrer-Altruhegehaltsgeſez vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 655) 
wird wie folgt geändert: 
$ 1. 
In dem Volksſchullehrer-Altruhegehaltsgeſetze tritt überall mit Wirkung vom 1. Juli 1923 
an Stelle des 1. April 1920 der 1. Juli 1923. 
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§ 2. 2 
Im 8 3 Abſ. 1 werden die Worte „und Witwengeldern“ erſetzt durch „Witwen- und Waiſen— 
geldern /. ö 
Der Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

(2) Maßgebend iſt für die Berechnung dieſes Verſorgungszuſchlags das Ruhe— 
gehalt, Witwen- oder Waiſengeld, das ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer (die Lehrerin) 
beim Ausſcheiden aus der zuletzt bekleideten Stelle nach den am 1. Juli 1923 geltenden 
oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt ab in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet 
geweſen und in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 


9 3. 
Im 8 6 find die Worte „ausſchließlich Ausgleichszuſchlag“ zu ftreichen, 


Artikel V. 
Das Volksſchullehrer-Hinterbliebenenfürſorgegeſetz vom 4. Dezember 1899 (Geſetzſamml. S. 587) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) wird wie folgt geändert: 
§ 3 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: Sr 
>= (2) Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im § 5 verordneten Beſchränkung, 
nicht hinter einem Drittel des niedrigſten ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens aus der 
Beſoldungsgruppe A 1 der aufſteigenden Gehälter der unmittelbaren Staatsbeamten zu— 
rückbleiben. Der Monatsbetrag des Witwengeldes und Waiſengeldes ſowie des Ver— 
ſorgungszuſchlags iſt, jedes für ſich, auf durch zehn teilbare Markbeträge nach oben 
abzurunden. N 
Artikel VI. 5 
Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſind die Bezüge der Ruhegehalts— 
empfänger (Ruhegehaltsempfängerinnen) und der Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
neu zu regeln. 0 
f Artikel VII. a 3 
Die neuen Sätze der Grundgehälter und Ortszuſchläge werden der Berechnung der Ruhe— 
gehälter nur mit der Maßgabe zugrundegelegt, daß ſich keine höheren Ruhegehälter ergeben, als 
ſie die in den Ruheſtand verſetzten Reichsbeamten bei gleichem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen 
und gleicher ruhegehaltsfähiger Dienſtzeit erhalten. Dasſelbe gilt ſinngemäß für die Hinterbliebenen. 


Artikel VIII. N 
Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich des Artikels III $ 1 mit Wirkung vom 1. April 1920, im 
übrigen mit Wirkung vom 1. Juli 1923 in Kraft. 


Artikel IX. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Unterrichtsminifter, der Finanz⸗ 
miniſter und der Miniſter des Innern. Der Unterrichtsminifter und der Finanzminiſter find 
ermächtigt, zum Ausgleiche von Härten Zuſchüſſe zum Verſorgungszuſchlage ($ 23 des Beamten⸗ 
dienſteinkommensgeſetzes) zu gewähren. 


„ 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz 8 hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. Juli 1923. 


Siegel‘) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 


(Nr. 12553.) Geſetz zur nen des Mittelſchullehrer⸗ . Vom 10. Juli 1923. 


Der Landtag hat en Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Geſeh über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren 
Schulen (Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz) vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) 
in der Faſſung der Geſetze vom 9. und 17. November 1922 (Geſetzſamml. S. 420 und 421) und 
des Artikels 3 des Geſetzes vom 8. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 18) wird wie folgt abgeändert: 


Se 
Im § 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze erhöht: 
bei Gruppe 1 auf: 730 000 — 765 000 — 800 000 — 835 000 — 870 000 — 
905 000 — 939 000 — 973 000 % monatlich; 
bei Gruppe 2 auf: 838 000 — 878 000 — 918 000 — 958 000 — 998 000 = 
1.038 000 — 10787000 — 1118 000 / monatlich; 


bei Gruppe 3 auf: 963 000 — 1009000 — 1055 000 — 1101000 — 1147000 
1193 000 — 1239 000 — 1284000 A monatlich. 


Der § 20 Abſ. 1 erhält zu b folgende Faſſung: 
Die Unterhaltungsträger haben für jede von ihnen unterhaltene zu Gruppe 3 ge— 
hörige Schulſtelle auf die Zeit vom 1. Januar 1923 bis Ende Juni 1923 einen Beitrag 
von jährlich 100 000 % und auf die Zeit vom 1. Juli 1923 bis Ende März 1925 
einen Beitrag von jährlich 900 000 % nebſt einem Zuſchlage von 20 v. H. an die 
Landesmittelſchulkaſſe an Stelle der geſetz ichen Vorausleiſtung zu zahlen. 


Im § 20 Abf. 1 zu di tritt am Schluſſe hinzu: 
Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere Lehr— 
kraft verſehen werden. Für eine Stelle, deren Beſetzung oder Verwaltung durch eine 


pe 


beſondere Lehrkraft wegen Rückganges der Schülerzahl mit Genehmigung der Schul— 
aufſichtsbehörde ohne förmliche Aufhebung der Stelle unterbleibt, kann vom Beginne des 
auf die Stellenerledigung folgenden Rechnungsjahrs ab von der Einziehung des Beitrags 
an die Landesmittelſchulkaſſe mit Zuſtimmung des Kaſſenanwalts ſo lange Abſtand ge— 
nommen werden, bis ihre Wiederbeſetzung durch eine beſondere Lehrkraft erfolgt oder 
von der Schulaufſichtsbehörde angeordnet wird. Solange dieſe Stelle hiernach unbeſetzt 
bleibt, unterliegt ſie nicht den Beſtimmungen des Unterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 
(Geſetzſamml. S. 63). 
9 4. 
§ 20 Abſ. 1 unter e erhält folgende Faſſung: 

Stellt ſich der für die Lehrer und Lehrerinnen einſchließlich der Nuhegehaltsempfünger 
und der Hinterbliebenen von Lehrern eines Unterhaltungsträgers aus der Landesmittel— 
ſchulkaſſe in den Rechnungsjahren 1920, 1921, 1922 und 1923 gemäß § 16 gezahlte 
Betrag höher als der ſich nach a, b, e 0 d ergebende Betrag, ſo hat der Wuterba 
träger 15 v. H. dieſes Mehrbetrags als beſonderen Beitrag zur Landesmittelſchulkaſſe 
zu zahlen. Die Geſamtſumme dieſer beſonderen Beiträge iſt am Schluſſe des Rechnungs— 
jahrs 1924 zur Ermäßigung der Beiträge derjenigen Unterhaltungsträger zu verwenden, 
deren Beiträge in dem gedachten Zeitraume höher geweſen ſind als die für ſie gemäß 
§ 16 aus der Landesmittelſchulkaſſe erfolgten Zahlungen. Die Ermäßigungen find 
anteilsmäßig auf die Höhe der nach d errechneten Beiträge zu gewähren. 

Für die Zeit nach dem 1. April 1924 gelten dieſe Beſtimmungen ſinngemäß ſtets 
für einen Zeitraum von drei Rechnungsjahren. 


Hinter dem § 25 iſt folgender § 25a einzufügen: 

Anderungen der durch das Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz und ſeine Ab— 
änderungsgeſetze geregelten Dienſteinkommensbezüge, Zuſchüſſe (§§ 2 und 24 Abſ. 2 und 3) 
und Kinderbeihilfen ſowie der auf Grund dieſer Dienſteinkommensbezüge und Zuſchüſſe 
feſtgeſetzten Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge können durch Geſetz erfolgen. 


§ 6. 

Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesmittelſchulkaſſe für die Rechnungsjahre 1923 und 1924 
ſind die in dieſem Geſetz angeordneten Dienſteinkommenserhöhungen und bei Verteilung des Bedarfs 
auf die Unterhaltungsträger die im § 2 vorgeſehenen Erhöhungen der Vorausleiſtung mitzuberück— 
ſichtigen. 

Artikel II. 


Die am 30. Juni 1923 im Dienſte befindlichen endgültig oder einſtweilig angeftellten ſowie 
die auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem Mittel— 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs⸗ und Vergütungsdienſtalter in die neuen 
Dienſtbezüge eingewieſen. 


5 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1923, die Beſtimmung im Artikel I. 94 je 
doch mit Wirkung vom 1. April 1920 ab in Kraft. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Unterrichtsminifter, der Finanz⸗ 
miniſter und der Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) , : i 
Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 


(Nr. 12554.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung, betreffend die Ausgeſtaltung der Waſſerbeiräte. 
Vom 6. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund der §§ 367 bis 369 des Waſſergeſehes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) was folgt: 

Der $ 3 der Verordnung, betreffend die Ausgeſtaltung der Waſſerbeiräte, vom 7. Januar 1914 (Gefeh- 
ſamml. S. 53) erhält folgende Faſſung: 

§ 3. 

Die von der Landwirtſchaftskammer, den Handelskammern (amtlichen Handelsvertretungen) und den 
Handwerkskammern zu wählenden Mitglieder verteilen ſich auf die wahlberechtigten eee nach 
folgendem Plane: 


Landwirt-] Handels— Hand- 
ſchaft⸗ [ kammern ] werks⸗ 
kammern | mttise Sandes] kammern 


vertretungen) 


Waſſerbeiräte 
für die Provinz 


Ostpreußen e er Sr z et 


4 3 1 
Grenzmark ofen: Weſtpreußen — er 4 3 1 
Brandenburg und die Stadt Berlin ....... 6 5 1 
Monin een er ran, 4 3 1 
er ee 4 3 1 
Oberſchleſie f c 4 3 1 
Sicher:: 4 3 1 
Schles dig Soſtenun 4 3 1 
Haundves?s 4 3 1 
Westfalen 8 3 4 1 
en rn 4 3 1 
ee, ren a 5 6 1 


Berlin, den 6. Juli 1923: 


Das Preußiſche Stadt 
Braun. Wendorff. 


— 325 — 


(Nr. 12555.) Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Reichspräſidenten über die vorläufige Unter⸗ 
bringung Ausgewieſener vom 14. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 381). Vom 7. Juli 1913. 


Auf Grund des § 14 der Verordnung des Reichspräſidenten über die vorläufige Unterbringung Ausgewieſener 
vom 14. Juni 1923 ordne ich folgendes an: f 
81. i 

Auf Anuweiſung der Regierungspräſidenten (in Berlin des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg) 
haben die Gemeindebehörden nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen unverzüglich alle Vorkehrungen zu 
treffen, die eine ſofortige vorübergehende Unterbringung derjenigen Perſonen und ihrer Familien ermöglichen, 
die aus den beſetzten rheiniſchen Gebieten oder dem Einbruchsgebiete verdrängt oder durch unmittelbaren 
Zwang entfernt oder aus ihren Wohnungen ausgeſetzt ſind. 


§ 2. 

Zu dieſem Zwecke ſind die Gemeinden berechtigt und verpflichtet, Räume jeder Art, ſoweit ſie ſich zu 
wohnlichen Unterbringungen eignen, in Anſpruch zu nehmen; in erſter Linie ſolche, die neben anderem Mo- 
biliar auch geeignete Schlafgelegenheit bieten. Erforderlichenfalls find die Gemeindebehörden berechtigt, von 
den durch die Inanſpruchnahme Betroffenen die zur wohnlichen Unterbringung der ausgewieſenen oder aus 
ihren Wohnungen ausgeſetzten Perſonen unbedingt erforderlichen, für den Betroffenen ſelbſt entbehrlichen 
Einrichtungsgegenſtände anzufordern. 

Diefe Maßnahmen kann die Gemeindebehörde erforderlichenfalls mit polizeilichem Zwange durchführen. 

In Gaſthäuſern (Hotels) und Fremdenheimen (Penſionen) ſind im Bedarfsfalle Räume, die zum vor⸗ 
übergehenden Wohngebrauch abgegeben ſind, zwangsweiſe freizumachen. Ausgenommen bleiben Gaſthäuſer 
(Hotels) und Fremdenheime (Penſionen), ſoweit fie dem normalen, insbefondere geſchäftlichen Reiſeverkehr 
(im Gegenſatz zum Saifonverkehr) dienen und für dieſen Zweck mangels einer Möglichkeit, das reiſende 
Publikum anderweit unterzubringen, freigehalten werden müſſen. 


83 
3». 
Familien find vorzugsweiſe in den Gaſthäuſern (Hotels) oder Fremdenheimen (Penſionen) der Kur- und 
Badeorte (dgl. unten § 7) und, wenn dadurch der Bedarf nicht gedeckt iſt, auch auf dem Lande, hier ins— 
beſondere in größeren Guts⸗(Bauern-) Höfen, unterzubringen. 


SA. 

Iſt an den Orten der Unterbringung eine Verpflegung der ausgewieſenen Perſonen zu angemeſſenen 
Preiſen nicht zu erlangen, ſo haben die Gemeindebehörden die Verpflegung ſicherzuſtellen. Sie ſind berechtigt, 
den durch die Inanſpruchnahme der Räume Betroffenen, ſofern dieſer dazu in der Lage iſt, zur Lieferung 
von Lebensmitteln und Bereitſtellung des notwendigen Koch- und Eßgeſchirrs heranzuziehen. Die Über⸗ 
laſſung der Küche zur Mitbenutzung kann jedoch von dem durch die Inanſpruchnahme Betroffenen nicht 
verlangt werden. 

Die Inanſpruchnahme von Räumen und Verpflegung hat für eine beſtimmte, den Beteiligten bei der 
Inanſpruchnahme ſchriftlich bekauntgegebene Zeit zu erfolgen. Erweiſt ſich dieſe Friſt als zu kurz, fo iſt der 
Regierungspräſident berechtigt, die Friſt zu verlängern. Die Verlängerung kann auch durch öffentliche Be 
kanntmachung erfolgen. ö 

Die Inanſpruchnahme kann jederzeit durch den Regierungspräſidenten wieder aufgehoben werden. 


8 6. 

Die Werteilung der aus den beſetzten rheiniſchen Gebieten oder dem Einbruchsgebiete verdrängten oder 
durch unmittelbaren Zwang entfernten Perſonen auf die einzelnen Regierungsbezirke erfolgt — unbeſchadet der 
Beſtimmungen des § 15 Abſ. 2 dieſer Verordnung — durch die Haupthilfsſtelle in Caſſel, die, ſoweit An⸗ 
gehörige der Reichsverkehrs-, Reichsfinanz⸗, Reichspoſt⸗ oder einer anderen Verwaltung des Reichs oder des 
Landes in Frage kommen, im Einvernehmen mit den zuſtändigen Behörden die Verteilung vorzunehmen hat. 
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§ 7. 

Die Regierungspräſidenten haben die für ihren Bezirk gemeldeten Ausgewieſenen vorzugsweiſe den Kur⸗ 
und Badeorten, Sommerfriſchen und ſonſtigen Erholungsſtätten zuzuweiſen. Ausgenommen bleiben die Kur⸗ 
und Badeorte, die als ausgeſprochene Heilſtätten für die Aufnahme von Kranken oder Erholungsbedürftigen 
freizuhalten ſind. i f 

f 8 88. 

Für die Hergabe von Räumen oder Einrichtungsgegenſtänden ſowie für die etwa gewährte Verpflegung hat 
der Ausgewieſene dem Leiſtenden eine den allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen angemeſſene Vergütung zu 
gewähren. Kommt eine Einigung über die Höhe der Vergütung nicht zuſtande, fo jeßt "auf Antrag die 
Gemeindebehörde nach vorheriger Anhörung der Beteiligten die Vergütung feſt. 

Die Gemeindebehörde kann allgemeine Sätze für die Vergütung feſtſetzen. 

Die Kommunalaufſichtsbehörde iſt berechtigt, die nach Abf. 1 oder 2 feſtgeſetzte Vergütung nachzuprüfen 
und anderweit feſtzuſetzen. Die Nachprüfung und eine etwa erforderliche anderwefte Feſtſetzung ſoll erfolgen, 
wen eine mit der Fürſorge für die Ausgewieſenen betraute Stelle fie beantragt. 


89. 

Kann der Leiſtende von dem Leiſtungsempfänger die Zahlung der Vergütung nicht erlangen, fo haftet 
die Gemeinde fer den Ausfall. Verluſte, die die Gemeinde hierdurch erleidet, werden ihr vom Reiche erſtattet, 
ſofern die Gemeinde den Ausfall der mit der Fürſorge für den Leiſtungsempfänger betrauten Stelle unter 
genauer Bezeichnung des Leiſtungsempfängers und unter Darlegung des Sachverhalts unverzüglich anzeigt. 


4 9510 


Neben den Gemeindebehörden iſt erforderlichenfalls für kreisfreie Gemeinden der Regierungspräſident 
(für Berlin der Oberpräſident der Provinz Brandenburg), für kreisangehörige Gemeinden der Landrat be⸗ 
rechtigt, die den Gemeindebehörden durch dieſe Anordnung übertragenen Befugniſſe auszuüben. 


§ 11. 
Gegen die Inanſpruchnahme von Räumen oder die Anforderung von Einrichtungsgegenſtänden oder 


Verpflegung iſt die Beſchwerde an die zuſtändige Kommunalauſſichtsbehörde zuläſſig. Dieſe entſcheidet end⸗ 
gültig. Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


512. 


Neubauten oder durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Räume, wenn ſie nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden ſind oder künftig bezugsfertig werden, können auf Grund dieſer Beſtimmungen zur 
vorläufigen Unterbringung nicht in Anſpruch genommen werden. 

Die Vorſchriften des §S 5a der Wohnungsmangelverordnung vom 23. September 1918 in der Faſſung 
des Geſetzes vom 11. Mai 1920 finden auf dieſe Verordnung entſprechende Anwendung. 


§ 13. 
8 . 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und Geld— 
ſtrafe bis zu 100 Millionen Mark oder mit einer dieſer beiden Strafen beſtraft. 
814. 


Die Gemeindebehörden dürfen Räume, die zur vorläufigen Unterbringung von Ausgewieſenen in An⸗ 
ſpruch genommen worden ſind, nicht aus dieſem Grunde nach der Räumung als entbehrlich beſchlagnahmen. 


$15. 

Für die endgültige Unterbringung bleiben die Beſtimmungen über die bevorzugte Berückſichtigung aus⸗ 
gewieſener oder verdrängter Perſonen bei der Wohnungszuweiſung, namentlich Artikel 5 des Notgeſetzes vom 
24. Februar 1923, unberührt. 

Das gleiche gilt, ſoweit die Beſtimmungen in Frage kommen, die die erſte vorläufige Unterbringung 
der Ausgewieſenen in den Ausgangsgebieten betreffen. 


Verlin, den 7. Juli 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


(Nr. 12556.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw. Vom 9. Juli 1923. 


Auf Grund des § 8 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 
1909 (Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter 
die in der Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte, mit 
Ausnahme der Gebühr nach Ziffer 10 a, ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die 
Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. Juli 1923 
ab durchweg auf das 6000fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10a des Tarifs für die 
Gebühren der Kreisärzte auf das 3000fache erhöht. 
Ferner wird die Vorſchrift unter K IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 1. Juli 1923 
ab wie folgt geändert: 
„Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt fie nicht ſelber anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 1400 Mark. Jede angefangene Seite wird voll 
gerechnet.“ 
5 Der Erlaß vom 8. Juni 1923 (Geſetzſamml. S 288), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 30. Juni 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 9. Juli 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. ©. 357) find bekanntgemacht: 


J. 


SI 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. März 1923, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz am 
8. März 1923 beſchloſſenen Anderung der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den 
Kleingrundbeſitz, durch die Amtsblätter FR 

der Regierung in Stettin Nr. 15 S. 124, ausgegeben am 14. April 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 15 S. 94, ausgegeben am 14. April 1923, und 

der Regierung in Stralfund Nr. 16 S. 84, ausgegeben am 21. April 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Mai 1923, betreffend die Genehmigung des 


Nachtrags II zum Statut der Landeskulturrentenbank für die Provinz Schleswig-Holſtein mit Aus⸗ 
nahme des Kreiſes Herzogtum Lauenburg vom 10. Oktober 1881, durch das Amtsblatt der Regie— 
rung in Schleswig Nr. 25 S. 230, ausgegeben am 16. Juni 1923 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Geiſenheim für die Erweiterung des Friedhofs, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 25 S. 131, ausgegeben am 23. Juni 1923 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 28. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hückeswagen für den Bau einer Privatanſchlußbahn, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 24 S. 215, ausgegeben am 16. Juni 1923 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1923, betreffend die Verleihung, des 


Enteignungsrechts an das Überlandwerk Oberſchleſien, Aktiengeſellſchaft in Neiſſe, für den Bau einer 
Hochſpannungsleitung von Zaborze nach Zawadzki, durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln 
Nr. 21 S. 253, ausgegeben am 16. Juni 1923; 5 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1923, betreffend die Übertragung der 


dem Kommunalen Kraftwerk Oppeln, Aktiengeſellſchaft in Neiſſe, durch die Erlaſſe vom 1 


verliehenen Enteignungsrechte auf das Überlandwerk Oberſchleſien, Aktiengeſellſchaft in Neiſſe, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 22 ©. 264, ausgegeben am 23. Juni 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1923, betreffend die Genehmigung von 


Anderungen der Satzung der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 25 S. 233, ausgegeben am 16. Juni 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Dorften für den Bau einer Chauſſee Dorſten-Gladbeck, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 27 S. 219, ausgegeben am 7. Juli 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Firma Kruſewerke, e. G. m. b. H. in Mois bei Löwenberg i. Schl., für den 
Weiterbetrieb ihres Kalkbruchs, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 26 S. 211, 
ausgegeben am 30. Juni 1923. i ü 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerci. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


